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Anfrage 
gemäß §§  9 Abs. 1,  22 GO des Kreistages Offenbach i .V.m. § 29 Abs. 2 Satz 5 HKO 

 

 
 

 

Datum: 01.10.2020 
  
Anfragesteller/-in: FDP-Fraktion 

(Tobias Kruger) 
  
Kreistagssitzung: 04.11.2020 

 

Anfrage: „Sachstand: Monteurzimmer und Arbeiterwohnheime im Kreis Offenbach“ 

 
 
Sachverhalt 
Aus mehreren kreisangehörigen Städten und Gemeinden werden immer wieder diverse Probleme mit Monteurzimmern 
über die Presse publik. Der Hintergrund hierfür ist, dass es speziell in Ballungsräumen wie dem Rhein-Main-Gebiet einen 
konstant zunehmenden Bedarf an so genannten Monteur- oder Handwerkerzimmern gibt. Diese möblierten 
Zimmer/Wohnungen werden von nicht ortsansässigen Handwerkern genutzt, die zumeist von einem Subunternehmer 
angeheuert, bei regionalen Bauprojekten arbeiten. Aber auch Monteure, die für einige Wochen auswärts für ihr 
Unternehmen tätig sind, benötigen diese Art von Wohnraum, da diese Wohnungen/Zimmer deutlich günstiger sind, als 
klassische Hotelzimmer. Dabei kann es sich um möblierten Wohnraum (oftmals Mehrbettzimmer bis hin zu Wohnheimen) 
in normalen Wohnhäusern handeln, der entweder untervermietet wird, oder für den Zeitmietverträge abgeschlossen 
werden – beides oftmals durch Subunternehmer. Es kann sich aber auch um Gewerbeimmobilien handeln, die als 
Beherbergungsbetrieb ausgewiesen sind, mit den entsprechenden Auflagen zu Brandschutz und ähnlichem. Auf der einen 
Seite werden diese Wohngelegenheiten klar benötigt, es gibt einen großen Markt dafür, auf der anderen Seite wird 
ebenfalls dringend benötigter Wohnraum dadurch anderweitig genutzt bzw. dauerhaft zweckentfremdet. Dies ist 
besonders dann problematisch, wenn die Vermietung der Zimmer gewerblich betrieben wird bis hin zu wohnheimähnlichen 
Zuständen, aber trotzdem in Wohngebieten stattfindet und es an Baurecht/Baunutzungsrecht dafür mangelt und/oder gar 
kein entsprechendes Gewerbe angemeldet wurde. 
 
Die FDP Fraktion fragt vor diesem Hintergrund gemäß §§ 9 Absatz 1, 22 der Geschäftsordnung des Kreistages 
Offenbach in Verbindung mit § 29 Absatz 2 Satz 5 der Hessischen Landkreisordnung an ... 
 
Der Kreisausschuss des Kreises Offenbach wird gebeten, die nachstehenden Fragen zu beantworten: 

1. Welche allgemeinen und speziellen Probleme hinsichtlich so genannter „Monteurzimmer“ sowie auch 
von Arbeiterwohnheimen in Wohnhäusern im Kreis Offenbach sind dem Kreisausschuss bekannt? 

2. Gibt es aktuell konkrete Problemfälle hinsichtlich Monteurzimmern und/oder Arbeiterwohnheimen in 
Wohnhäusern im Kreis Offenbach? Wenn ja, wie viele und welcher grundsätzlichen Natur sind diese? 

3. Wie viele Außentermine der Bauaufsicht im Gesamtzusammenhang mit Monteurzimmern und 
Arbeiterwohnheimen gab es 2018 und 2019 (jeweils) sowie 2020 (bis dato) im Kreis Offenbach? 

4. Gibt es im Kreis Offenbach eine abgestimmte Strategie zwischen den involvierten Kreis- und 
Kommunalbehörden in Bezug auf die vorstehend genannte Problematik? Wenn ja, welche? 

5. Wie wird grundsätzlich überprüft bzw. kontrolliert und sichergestellt, dass gewerbliche Vermietung 
von Monteurzimmern dort nicht stattfindet, wo dies laut Bebauungsplan und/oder baurechtlicher 
Genehmigung nicht erlaubt ist oder wo kein entsprechendes Gewerbe angemeldet wurde? 

6. Welche juristischen und praktischen Möglichkeiten stehen dem Kreis, respektive hier der unteren 
Bauaufsichtsbehörde, im gesamten Zusammenhang mit Monteurzimmern und Arbeiterwohnheimen 
in Wohnhäusern und/oder in ausgewiesenen Wohngebieten zur Verfügung: 
 a) Grundsätzlich? 
 b) Für den Fall einer fehlenden Gewerbeerlaubnis? 
 c) Für den Fall des Fehlens einer Beherbergungserlaubnis? 
 d) Bei dem Bestehen eines Beherbergungsverbotes? 
 d) Bei einem Verstoß gegen Bauplanungs-, Bauordnungs- und/oder Baunutzungsrecht? 








